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1. EINLEITUNG 
-------------
-------------

Durch die Änderung des Bundesministeriengesetzes 1986,  

BGBI 45 /1991, wurden die Angelegenheiten der 

Gleichbehandlungskommission per 1. Februar 199 1 aus dem 

wirkungsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und 

Soziales in jenen des Bundeskanzleramtes übertragen, wo die 

Kommission seither eingerichtet ist. 

Im Jahr 1995 wurden bis zum Stichtag 31. Dezember 1995 

29 Fälle vor der Kommission behandelt, wovon 12 Anträge 

einer Erledigung zugeführt werden konnten, 17 Verfahren aus 

diesem Zeitraum sind noch anhängig, wurden aber in den 

Kommissionssitzungen bereits weitgehend bearbeitet. 

Im berichtsrelevanten Zeitraum wurden 19 Anträge 

eingebracht, zwei durch die AK Tirol, drei durch die 

AK Wien, zwei Anträge wurden von den Betroffenen selbst und 

zwölf von der Anwältin für Gleichbehandlungsfragen, wovon 

fünf abgeschlossen wurden. 

Im Jahre 1995 endeten fünf Verfahren durch 

aUßergerichtlichen/arbeitsgerichtlichen Vergleich. 

Es wurden vor allem die Tatbestände sexuelle Belästigung, 

Entgeltfestsetzung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

im Sinne des § 2 Gleichbehandlungsgesetz behandelt. 

18 Anträge wurden auf Einleitung eines Verfahrens gemäß 

§ 6 GIBG (Verfahren im Einzelfall), ein Antrag wurde auf 

Einleitung eines Verfahrens gemäß § 5 GlBG (Erstellung 

eines Gutachtens) gestellt. 
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Sitzungen der Gleichbehandlungskommission fanden am 

25. Jänner, 18. April, 22. Mai, 22. Juni, 11. Juli, 

31. August, 28. September, 12. Oktober, 14 . November und 

13. Dezember 19 9 5  statt. 

Die durchschnittliche Verfahrensdauer betrug 8, 6 Monate. 

Auf das im Bericht 1 9 9 4  aufgeworfene Problem des mangelnden 

Kostenersatzes für Auskunftspersonen darf verwiesen werden. 
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2. ERLEDIGTE ANTRÄGE: 

==========--=--= 

Antrag 1/94-95 (GBR 40). 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft arn 

25. April 1994 

Arbeitgeber: 

Medienunternehrnen 

wegen: 

verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 6 und Z 7 sowie § 2 Abs. la Z 2 

iVm Abs. 1b GlBG (sonstige Arbeitsbedingungen, Beendigung 

des Arbeitsverhältnisses, sexuelle Belästigung) 

Antragsinhalt: 

Die Antragstellerin habe ihr Arbeitszimmer mit einem 

jungen Mann teilen müssen, von dem sie durch Fluchen, 

Spucken, unzumutbare Ungepflegtheit und auch häuf.iges 

Masturbieren belästigt worden sei. Weder Bitten um 

Unterlassung noch Gespräche mit Vorgesetzten hätten den 

erwünschten Erfolg gebracht. Schließlich habe die 

Antragstellerin die Kündigung erhalten, begründet wurde 

diese vom Arbeitgeber mit Einsparungsmaßnahrnen. 

Ergebnis: 

Antragsrückziehung vom 19.1.1995 infolge eines 

arbeitsgerichtlichen Vergleiches 

Verfahrensdauer: 

25. April 1994 bis 19. Jänner 1995 
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Antrag 2/94-95 (GBK 43), 

arntswegige Einleitung des Verfahrens über Ersuchen des 

Pharmazeutischen Reichsverbandes auf Erstellung eines 

Gutachtens gemäß § 5 G1BG vom 10. Juni 1994 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 2 G1BG (Entgelt) 

Inhalt: 

Überprüfung der einschlägigen Bestimmungen des 

Gehaltskassengesetzes, BGBl 254/1959, zuletzt geändert 

durch BGBl 104/1985 in Hinblick auf eine mittelbare 

Diskriminierung angestellter Apothekerinnen, da 

Teilzeitbeschäftigte nicht denselben Gehaltsvorrückungen 

unterliegen wie im Volldienst Beschäftigte, sondern 

lediglich entsprechend ihrem jeweiligen Dienstausmaß 

vorrücken, wofür es jedoch keine sachlich gerechtfertigten 

Gründe im Sinne des Gleichbehandlungsgesetzes gebe. 

Ergebnis : 

Das Gutachten der Gleichbehandlungskomrnission vom 

22. Juni 1995 ist dem Bericht angeschlossen. 

Verfahrensdauer: 

10. Juni 1994 bis 22. Juni 1995 

Antrag 3/94-95 (GBK 44), 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft arn 

28. Juni 1994 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 2 G1BG 
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Antragsinhalt: 

Der Antrag richtet sich auf Erstellung eines Gutachtens 

gemäß § 5 Abs. 1 Gleichbehandlungsgesetz. In mehreren 

Regelungen des Kollektivvertrags der Glashütten seien 

Verstöße gegen das Gleichbehandlungsgebot enthalten. In 

Punkt 46 wird der Anspruch auf Werkswohnungen unter anderem 

an den Familienstand und das Geschlecht gebunden, weiters 

sei der Anspruch verknüpft mit der Qualifikation als 

" Facharbeiter und Professionist ", worin eine mittelbare 

Diskriminierung liege, weil in der Gruppe der 

Hilfsarbeiterinnen erfahrungsgemäß weit überwiegend Frauen 

beschäftigt sind. Punkt 47 bindet den Anspruch auf 

Betriebskohle an die Zugehörigkeit zu bestimmten 

Tätigkeitsgruppen, dies seien Tätigkeiten, die vorwiegend 

von Männern erfüllt werden, belastende Tätigkeiten von 

Frauen, die sich zum Teil durch neue Technologien ergaben, 

werden nicht berücksichtigt. In Punkt 48 ist lediglich ein 

Kohlebezugsanspruch für Witwen und nicht für Witwer 

vorgesehen. Außerdem wird in der Praxis die Regelung, daß, 

wenn in einem Haushalt mehrere Personen anspruchsberechtigt 

sind, nur einer tatsächlich Anspruch erheben kann, 

dahingehend ausgeübt, daß in einern solchen Fall das 

Bezugsrecht dem männlichen Mitarbeiter zuerkannt wird. 

Die Kollektivvertragsparteien werden sich um eine Lösung 

des Problems bei den KOllektivvertragsverhandlungen 

bemühen. 

Ergebnis : 

Antragsrückziehung durch die GAW am 12. 10. 1995 wegen 

Einigung der Kollektivvertragspartner 

Verfahrensdauer: 

vom 28. Juni 1994 bis 12. Oktober 1995 
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Antrag 4/94-95 (aBE 45). 

eingebracht durch die Gewerkschaft der privatangestellten 

am 13. Juli 1994 

Arbeitgeber: 

Zahnarzt 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1a und 1b GlBG (sexuelle Belästigung) 

Antragsinhalt: 

Die Antragstellerin sei vom Arbeitgeber sexuell belästigt 

worden durch Äußerungen, Zwinkern, Berühren und Streicheln 

der Hände, sie habe sich massieren lassen müssen bzw. den 

Arbeitgeber massieren. Beim gemeinsamen Durchsehen von 

Unterlagen habe er sich an sie gedrängt und ihr die Hand 

auf den Schenkel gelegt. Die Antragstellerin habe den 

Arbeitgeber darauf hingewiesen, daß sie derartige Dinge 

nicht wolle, die darauffolgenden Wochen seien für sie durch 

bösartige Reaktionen wie Anschreien unerträglich geworden. 

Das befristete Dienstverhältnis 3ei auf eigenen Wunsch der 

Antragstellerin aufgrund der Vorfälle nicht mehr verlängert 

worden. 

Ergebnis: 

Vorschlag gemäß § 6 Abs. 2 GlBG wegen Diskriminierung gemäß 

§ 2 Abs. 1a Z 1 und Abs. Ib Z 1 u. Z 2 leg. cit. 

Feststellungen: 

durch die angeführten Vorfälle habe der Arbeitgeber eine 

Verquickung des dienstlichen und privaten Bereiches 

herbeigeführt, es wurden auch Handlungen gesetzt, die der 

sexuellen Sphäre angehören und für die betroffene Person 

unerwünscht, unangebracht und anstößig waren, sowie eine 

einschüchternde und demütigende Arbeitsurnwelt geschaffen 
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haben. Bezüglich des Vorfalles beim gemeinsamen Durchsehen 

von Unterlagen komme es bei der Frage, ob eine sexuelle 

Belästigung vorliegt, nicht auf die Intentionen oder die 

subjektive Sichtweise des Belästigers an. 

Verfahrensdauer; 
13. Juli 1994 bis 11. Juli 1995 

Antrag 5/94-95 (GBK 47), 
eingebracht durch die Arbeiterkammer Tirol am 

10. Oktober 1994 

Arbeitgeber; 
Fremdenverkehrsbetrieb 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1a Z 1 und 1b GlBG (sexuelle Belästigung) 

Antragsinhalt: 
Die Antragstellerin sei im Zuge ihrer Ferialpraxis von 

ihrem Vorgesetzten permanent verbal und körperlich 

belästigt worden, u.a. durch anmaßende Bemerkungen über 

ihre Oberweite und Anspielungen auf ihr Sexualleben. 

Darüber hinaus habe ihr Chef versucht, sie zu umarmen und 

ihr auch auf das Gesäß gegriffen sowie ihren Büstenhalter 

geöffnet. 

Ergebnis; 
Vorschlag gemäß § 6 Abs. 2 GlBG wegen Diskriminierung gemäß 

§ 2 Abs. 1a Z 1 und 1b Z 1 leg.cit. 

Feststellungen; 
Die GBK stützte ihre Auffassung auf die schriftliche 

Stellungnahme des Belästigers sowie seine Aussage vor der 
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Kommission und beschränkte sich auf die rechtliche 

Beurteilung jener Sachverhalte, die er nicht in Abrede 

stellte, wie das Öffnen des Büstenhalters der 

Beschwerdeführerin. Die Ansicht des Belästigers, daß es bei 

der Frage, ob eine sexuelle Belästigung vorliegt oder nicht 

auf seine Intentionen bzw. seine subjektive Sichtweise 

ankommt, entspricht nicht dem Gleichb�handlungsgesetz 

(§ 2 Abs. 1b erster Satz) , vielmehr kommt es hiebei auf das 

subjektive Empfinden der/des Belästigten an (vgl. auch 

"Erläuternde Bemerkungen" zu § 2 Abs. 1b) . 

Verfahrensdauer: 

10. Oktober 1994 bis 22. Juni 1995 

Antrag 6/94-95 (GBK 49), 

eingebracht durch den Antragsteller selbst arn 

2. Dezember 1994 mit ausdrücklicher Unterstützung der 

Gleichbehandlungsanwaltschaft 

Arbeitgeber; 

Unternehmen im Chemiebereich 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 2 bzw. § 2 Abs. 2 Gleichbehandlungsgesetz 

(Entgelt, betriebliche Einstufungsregelungen) 

Antragsinhalt: 

Die Frau des Antragstellers habe nach ihrem altersbedingten 

Ausscheiden aus dem Unternehmen eine Firrnenpension bezogen. 

Der Antragsteller habe nach ihrem Tod kein betriebliches 

Ruhegeld als Hinterbliebener erhalten, ein männlicher 

Firrnenpensionsempfänger könne jedoch nach seinem Ableben 

und der sonst gleichen Voraussetzungen eine Betriebspension 
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für seine Frau erwarten. Der Antragsteller habe auch durch 

dritte Personen mehrmals diesbezüglich mit dem Unternehmen 

Kontakt aufgenommen, jedoch erfolglos. 

Ergebnis: 

Beschluß gemäß § 6 Abs. 2 GlBG wegen 

§ 2 Abs. 1 Z 2 leg.cit. 

Feststellungen: 

Die Richtlinien des Unternehmens über die Gewährung von 

Firmenpension verstießen in der Vergangenheit durch die 

Verwendung des Wortes "Witwen" in lediglich weiblicher Form 

gegen das Gleichbehandlungsgebot. 

Der Anspruch auf Firmenpension des Antragstellers sei 

entstanden, jedoch könne die Kommission nicht über die 

zivilrechtliche Frage entscheiden, ob dieser Anspruch durch 

eine vorn Antragsteller unterschriebene Vereinbarung 

beseitigt wurde. 

Verfahrensdauer: 

2. Dezember 1994 bis 11. Juli 1995 

Antrag 7/94-95 (GBK 50), 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft arn 

9. Dezember 1994 

Arbeitgeber: 

Unternehmen im Transportbereich 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 2, 4, 5, 6 und 7 GlBG (Entgelt, Maßnahmen der 

Aus- und Weiterbildung, beruflicher Aufstieg, Beendigung 

des Arbeitsverhältnisses ) 
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Antragsinhalt: 

Die Antragstellerin habe nach 20jähriger Tätigkeit für das 

Unternehmen die Arbeitgeberkündigung erhalten. Seit 1985 

habe sich ihre Arbeitssituation verschlechtert, es wurden 

kaum Weiterbildungen genehmigt, Seminare, die fUr ihren 

Arbeitsbereich wichtig gewesen wären, seien untersagt 

worden, erst auf Beschluß des Vorstandsdirektors wurde ihr 

ein pe zugeteilt, welcher ihr jedoch sofort wieder entzogen 

wurde. Im Gegensatz zu männlichen Kollegen habe sie seit 

1985 keine weitere Gehaltserhöhung erhalten. Die 

Antragstellerin habe sich innerhalb des Unternehmens für 

einen Posten beworben, der ihren Interessen und Fähigkeiten 

entsprach, wurde jedoch mit der Begründung abgelehnt, daß 

für diese Position nur ein Mann in Frage käme. Die 

Kündigung sei mit Einsparung des Arbeitsplatzes begründet 

worden. 

Ergebnis: 

An�ragsrückziehung durch die GAW vorn 4.10. 1995 infolge 

eines Vergleiches 

Verfahrensdauer: 

9. Dezember 1994 bis 4. Oktober 1995 

Antrag 8/95 (GBK 52). 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft arn 

7 .  März 1995 

Arbeitgeber: 

Flughafenträger 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 7 GlBG (Beendigung des Arbeitsverhältnisses) 
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Antragsinhalt: 

Die Beschwerdeführerin sei am 12. 10.1992 als Sekretärin 

eingetreten. Im Bewerbungsgespräch sei klargestellt worden, 

daß eine Karenzvertretung für sie nicht von Interesse sei, 

es sei ein unbefristeter Arbeitsvertrag abgeschlossen 

worden. Dennoch sei ihr mit der schriftlichen Begründung, 

es bestünde aufgrund der Rückkehr einer Kollegin aus ihrem 

zweijährigen Karenzurlaub derzeit kein zusätzlicher 

Planposten, gekündigt worden. Der tatsächliche Hintergrund 

dieser Kündigung sei jedoch ein Schreiben der 

Gleichbehandlungsanwaltschaft vom 14.9.1994 mit dem 

Ersuchen um Stellungnahme zu einer geschlechtsspezifisch 

unterschiedlichen betrieblichen Praxis der Anrechnung von 

Vordienstzeiten. 

Ergebnis: 

Antragsrückziehung durch die GAW vom 5. 4.1995 infolge eines 

arbeitsgerichtliehen Vergleiches 

Verfahrensdauer: 

7 .  März 1995 bis 5. April 1995 

Antrag 9/95-96 (GBK 53), 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft am 

7 .  März 1995 

Arbeitgeber: 

Holzbearbeitungsmaschinenvertriebsunternehmen 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 2 GlBG (Entgelt) 
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Antragsinhalt: 

Die Beschwerdeführerin sei von 1.10.1993 bis 31.8.1994 im 

Unternehmen als Büroangestellte tätig gewesen. Per 

31. 7 .1994 sei es zur Auszahlung von Bilanzgeld bzw. 

Sonderzahlungen gekommen. Die Beschwerdeführerin habe 

ÖS 2. 770,-- Bilanzgeld erhalten, dieses sei auf ÖS 4.000,-­

(Sonderzahlung) erhöht worden. Ihr Arbeitskollege, dessen 

Arbeitsbereich identisch gewesen sei und der erst am 

21.2.1994 in den Betrieb eingetreten sei, habe eine 

freiwillige Sonderzahlung in Höhe von 100 % des 

Monatsbezuges erhalten. 

Ergebnis: 

Vorschlag gemäß § 6 Abs. 2 G1BG wegen 

§ 2 Abs. 1 Z 2 (Entgelt) leg.cit. 

Feststellungen: 

Der große Unterschied in der Höhe .der Sonderzahlungen an 

die Beschwerdeführerin und ihren Arbeitskollegen ist ein 

Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgebot, weil eine 

sachliche Rechtfertigung für die Diskriminierung der 

Kommission durch das Unternehmen nicht glaubhaft gemacht 

werden konnte. 

Verfahrensdauer: 

7 .  März 1995 bis 9. Jänner 1996 

Antrag 10/95 (GBK 54), 

eingebracht durch die AK Tirol am 8. März 1995 

Arbeitgeber: 

Zahnarzt 

wegen : 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1a Z 1 und Ib G1BG (sexuelle Belästigung) 
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Antragsinhalt: 

Die Beschwerdeführerin sei von 8.1.1995 bis Ende Februar 

1995 Zahnarzthelferin gewesen. Im Zuge einer Besprechung 

habe ihr Vorgesetzter mit ihr Sekt getrunken und ihr 

aufgrund ihrer Verspannungen am Rücken eine Massage 

angeboten, bei der es zu sexuellen Übergriffen (Berührungen 

an Schenkeln, Gesäß und im Genitalbereich) gekommen sei. 

Ergebnis: 

Antragsrückziehung durch AK Tirol am 15.5 .1995 infolge 

eines Vergleiches 

Verfahrensdauer: 

8. März 1995 bis 15. Mai 1995 

Antrag 11/95 (GBK 56), 

eingebracht durch den Beschwerdeführer selbst am 

13. März 1995 

Arbeitgeber; 

Lebensmittelkette 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 1 GIBG (Begründung des Arbeitsverhältnisses) 

Antragsinhalt: 

Der Beschwerdeführer habe sich auf ein Inserat hin, in dem 

eine Mitarbeiterin für eine bestimmte Filiale des 

Arbeitgebers gesucht wurde, beim Unternehmen beworben. Es 

sei ihm mitgeteilt worden, daß für diese Stelle nur Frauen 

genommen würden, als Mann könne er sich lediglich als 

Geschäftsleiter bewerben. 
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Ergebnis; 

Vorschlag gemäß § 6 Abs. 2 G1BG wegen Diskriminierung gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 1 (Begründung des Arbeitsverhältnisses) 

leg.cit. 

Feststellungenj 

Der Beschwerdeführer wurde dadurch, daß ihm mitgeteilt 

wurde, daß für die für ihn interessante Stelle nur an 

Frauen vergeben wird, bei der Begründung des 

Arbeitsverhältnisses diskriminiert. 

Das Unternehmen konnte keine sachliche Rechtfertigung für 

die Differenzierung vorbringen. Aus der Behauptung, daß 

sich nach Erfahrung des Unternehmens für die entsprechende 

Tätigkeit Frauen besser eignen, kann nicht abgeleitet 

werden, daß das Geschlecht eine unverzichtbare 

Voraussetzung für die vorgesehene Tätigkeit darstellt. 

Verfahrensdauerj 

13. März 1995 bis 31. August 1995 

Antrag 12/95-96 (GBR 57), 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft am 

12. April 1995 

Arbeitgeber: 

EDV-Unternehmen 

wegen; 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 6, 7 sowie Abs. 1a und 1b G1BG (sonstige 

Arbeitsbedingungen, Beendigung des Arbeitsverhältnisses, 

sexuelle Belästigung) 
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Antragsinhalt : 

Die Beschwerdeführerin sei als Exportsekretärin vom 

17. 1.1994 bis 31.5 .1995 beim Arbeitgeber beschäftigt 

gewesen und seitens ihres unmitteibaren Vorgesetzten 

permanenten demütigenden geschlechts spezifischen 

Diskriminierungen, die auch die sexuelle Sphäre berührten, 

ausgesetzt gewesen. Aufgrund der psychischen Belastung habe 

die Beschwerdeführerin gesundheitliche Probleme bekommen 

und sei während ihres Krankenstandes gekündigt worden. 

Ergebnis: 

Vorschlag gemäß § 6 Abs. 2 GIBG wegen Diskriminierung gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 7 sowie Abs. 1a und 1b (Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses, sexuelle Belästigung) leg.cit. 

Feststellungen: 

Die vom Vorgesetzten getätigten sexistischen Äußerungen 

berühren zum Teil die sexuelle Sphäre und stellen daher 

sexuelle Belästigungen im Sinne des § 2 Abs. 1b GIBG dar. 

Da dem unmittelbaren Vorgesetzten Arbeitgeberfunktion 

zukommt, ist auch der Tatbestand des § 2 Abs. 1a Z 1 

leg.cit. erfüllt. 

Da die Kündigung während des Krankenstandes im Zusammenhang 

mit der psychisch belastenden Arbeitssituation der 

Beschwerdeführerin steht, handelt es sich um einen Verstoß 

gegen § 2 Abs. 1 Z 7 leg.cit. 

Verfahrensdauer: 

12. April 1995 bis 9. Jänner 1996 
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3. OFFENE ANTRÄGE: 
------------------------------------

Antrag 1/94-95 (GBR 46). 

amtswegiges Verfahren der Gleichbehandlungskommission über 

allgemeine Probleme des Verfahrens wegen sexueller 

Belästigung gemäß § 5 Gleichbehandlungsgesetz. 

Verfahrensstand: 

weitere Vorgangsweise wurde beschlossen 

Antrag 2/94-95 (GBR 48), 

eingebracht durch die Arbeiterkammer Tirol am 

20. Oktober 1994 

Arbeitgeber: 

Versicherungsunternehmen 

wegen : 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1a Z 2 und 1b GlBG (sexuelle Belästigung) 

Antragsinhalt: 

Die Antragstellerin sei mehrmals von drei Arbeitskollegen 

verbal sexuell belästigt worden, etwa durch obszöne auf 

einem Anrufbeantworter festgehaltene Telefonate, durch 

Zusenden vulgärer Ansichtskarten sowie durch anzügliche 

Bemerkungen im Zuge einer betrieblichen Abschiedsfeier. 

Letztlich habe einer der Arbeitskollegen die 

Antragstellerin willkürlich mit voller Wucht mit dem 

Ellbogen in Seite und Brust gestoßen und sie beschimpft. 

Diesbezüglich sei auch ein Strafverfahren wegen 

. Körperverletzung und gefährlicher Drohung anhängig. 
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Verfahrensstand: 

Beschluß vom 28. 9. 1995 gemäß § 4 iVm § 6 GlBG wegen 

sexueller Belästigung durch die drei Arbeitskollegen der 

Beschwerdeführerin gemäß § 2 Abs. 1b leg. cit. 

Bemerkt wird, daß zwei Belästiger gegen diesen Beschluß 

Beschwerde beim VfGH gemäß Art. 144 B-VG erhoben. 

Das Verfahren wegen sexueller Diskriminierung durch den 

Arbeitgeber ist noch anhängig. 

Feststellungen im Beschluß: 

Zur Auskunftserteilung vor der Kommission war lediglich 

einer der drei Belästiger bereit, der die o. a. Telefonate 

zugab, die beiden anderen ließen durch ihre Rechtsanwälte 

mitteilen, daß sie nur gegen Ersatz der Reisekosten zu 

einer Auskunftserteilung bereit seien. Im übrigen wurde auf 

die gegen die Beschwerdeführerin eingeleiteten 

Strafverfahren sowie auf den Freispruch in dem gegen einen 

Belästiger eingeleiteten Strafverfahren (Körperverletzung) 

hingewiesen, wobei jedoch die GBK die Strafverfahren nicht 

in die Würdigung miteinbezog, da dem 

Gleichbehandlungsgesetz andere Intentionen zugrunde liegen 

und dieses auch andere Tatbestandsmerkmale normiert. 

Antrag 3/94-95 (GBK 51), 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft am 

16 . Dezember 1994 auf Erstellung eines Gutachtens gemäß 

§ 5 GIBG 

Antragsinhalt: 

Erarbeitung von Beurteilungskriterien für einen verstoß 

gegen § 2c GlBG (geschlechtsneutrale Stellenausschreibung). 

In diesem Zusammenhang klärungsbedürftig erscheint etwa der 

Ausschreibungsbegriff (gelten Radio-, Fernseh-, 

Teletexteinschaltungen, Telefax sowie andere 

nachrichtentechnische Datenträger als Ausschreibungen?, 
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können Ausschreibungen auch mündlich erfolgen?, etc. ) und 

die Frage, wann ein Begriff als geschlechtsneutral zu 

werten ist. 

Verfahrensstand: 

Durchführung des Ermittlungsverfahrens 

Antrag 4/95-96 (GBK 55), 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft am 

15. März 1995 

Arbeitgeber: 

Bank 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 2, 5, 6 u. 7 GIBG (Entgelt, beruflicher 

Aufstieg, sonstige Arbeitsbedingungen, Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses) 

Antragsinhalt; 

Die Beschwerdeführerin sei am 1.7.1993 mit Option auf eine 

Leitungsfunktion in das Unternehmen - zunächst befristet 

bis 31.12.1993 - eingetreten. Trotz ausgezeichneter 

Dienstbeurteilung durch ihren unmittelbaren Vorgesetzten 

und Übernahme in das unbefristete Arbeitsverhältnis habe 

sie die Position nicht bekommen, es habe sich vielmehr das 

Arbeitsklima mit dem Vorgesetzten dramatisch 

verschlechtert, es seien ihr gegenüber Mobbingstrategien 

angewendet worden, die letztlich zu einern Selbstmordversuch 

im September 1 994 führten. Trotz eines Bescheides des 

Bundessozialamtes (50 %ige Invalidität) sei sie im März 

1995 entlassen worden. Letztlich habe sie von Anfang an 

weniger verdient als ein jüngerer ,Kollege. 
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Verfahrensstandj 

Durchführung des Ermittlungsverfahrens 

Antrag 5/95-96 CGBK 58), 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft arn 

12. Mai 1995 

Arbeitgeber: 

Gastronomiebetrieb 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 6 sowie Abs. 1a und Ib GlBG (sonstige 

Arbeitsbedingungen, sexuelle Belästigung) 

Antragsinhaltj 

Die Beschwerdeführerin sei seit 23.9.1993 beim Arbeitgeber 

als Küchenhilfe beschäftigt und kurz nach Arbeitsbeginn 

durch ihren unmittelbaren Vorgesetzten durch körperliche 

Berührungen sexuell belästigt worden. 

Aufgrund der Intervention der GAW beim Arbeitgeber konnte 

eine für die Beschwerdeführerin zufriedenstellende 

organisatorische Lösung getroffen werden. 

Verfahrensstand: 

Durchführung des Ermittlungsverfahrens hinsichtlich der 

sexuellen Belästigung durch den präsumtiven Belästiger 

Antrag 6/95-96 (GBK 59), 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft arn 

11. Mai 1995 

Arbeitgeber: 

Hilfsorganisation im Non-Profit-Bereich 
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wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. la und Ib GlBG (sexuelle Belästigung) 

Antragsinhalti 

Die Beschwerdeführerin sei im Jänner 1995 drei Wochen lang 

zu Hilfsdiensten bei einer Familie eingesetzt gewesen. Im 

Zuge der Tätigkeit sei sie vom Familienvater verbal und 

körperlich sexuell belästigt worden. Nach Rücksprache mit 

der Einsatzzentrale sei zuerst abgelehnt worden, die 

Beschwerdeführerin aus der Familie abzuziehen, dann habe 

sie die Erlaubnis erhalten, bei einer neuerlichen 

Belästigung den Einsatzort zu verlassen. 

Verfahrensstandj 

Durchführung des Ermittlungsverfahrens 

Antrag 7/95-96 lGBK 60). 

eingebracht durch die AK Wien am 12. Mai 1995 

Arbeitgeber: 

Baufirma 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 7 sowie Abs. 1a und Ib GIBG (Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses, sexuelle Belästigung) 

Antragsinhalt: 

Die Beschwerdeführerin sei von Juli 1993 bis Mai 1995 als 

Sekretärin im Unternehmen tätig gewesen. Seit September 

1994 sei sie von einern freien Mitarbeiter durch verbale und 

zeichnerische Anzüglichkeiten sexuell belästigt worden. Im 
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März 1995 habe sie den Geschäftsführer auf diese Probleme 

hingewiesen, im Mai 1995 habe sie im Krankenstand die 

Kündigung erhalten. 

Verfahrensstand: 

Durchführung des Ermittlungsverfahrens 

Antrag 8/95-96 (GBK 61), 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft am 

12. Juli 1995 

Arbeitgeber: 

Bank 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 1 ,  § 2c GlBG (Begründung des 

Arbeitsverhältnisses, geschlechtsneutrale 

Stellenausschreibung) 

Antragsinhalt: 

Der Arbeitgeber habe die offene Stelle eines 

Schalterbeamten mit dem ausdrücklichen Hinweis, daß nur 

männliche Schaltermitarbeiter zum sofortigen Eintritt 

gesucht werden, zur Ausschreibung gebracht. 

Verfahrensstand: 

Durchführung des Ermittlungsverfahrens 

Antrag 9/95-96 (GBK 62), 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft am 

14. Juli 1995 

Arbeitgeber: 

Krankenhausträger 
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wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 6 und 7 sowie Abs. 1a und 1b GlBG 

(Arbeitsbedingungen, Beendigung des Arbeitsverhältnisses, 

sexuelle Belästigung) 

Antragsinhalt: 

Die Beschwerdeführerin habe vom 1.1.1991 bis 30.4. 1995 als 

diplomierte Krankenschwester im Krankenhaus des 

Arbeitgebers gearbeitet. In dieser Zeit sei sie verbal und 

körperlich belästigt worden, vor allem durch einen 

Oberarzt. Er habe wiederholt anzügliche Bemerkungen gemacht 

und ihr ein Mal ein "Arztpipserl" zwischen die Beine 

gesteckt. Die Beschwerdeführerin habe sich mit dem Ersuchen 

um Abhilfe an die Vorgesetzten gewendet, es sei jedoch zu 

keinen merkbaren Veranlassungen gekommen. 

Verfahrensstand: 

Durchführung des Ermittlungsverfahrens 

Antrag 10/95-96 CGBK 63), 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft am 

14 . Juli 1995 

Arbeitgeber: 

Kunststoffverarbeitungsbetrieb 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 6 und 7 sowie Abs. 1a und 1b GlBG (sonstige 

Arbeitsbedingungen, Beendigung des Arbeitsverhältnisses, 

sexuelle Belästigung) 
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Antragsinhalt: 

Im Zeitraum zwischen 19.9. 1994 und 16.2. 1995 sei der 

männliche Lehrling vorn vorgesetzten und Lehrberechtigten 

wiederholte Male schwerwiegend sexuell mißbraucht worden. 

Darüber hinaus sei der Lehrberechtigte der Trunksucht 

verfallen. Aufgrund der fortgesetzten sexuellen 

Belästigungen sei es für den Lehrling unzumutbar gewesen, 

im Betrieb weiter zu arbeiten, weshalb es zur Auflösung des 

Lehrvertrages gekommen sei. 

Verfahrensstand: 

Durchführung des Ermittlungsverfahrens 

Antrag 11/95-96 (GBK 64), 

eingebracht durch die AK Tirol arn 17. Juli 1995 

Arbeitgeber: 

Flugunternehmen 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 1 GlBG (Begründung des Arbeitsverhältnisses) 

Antragsinhalt: 

Die Beschwerdeführerin habe sich aufgrund einer Annonce als 

Pilotenanwärterin beworben und ein Schreiben erhalten, daß 

sie nicht zu einer Selektion eingeladen werden könne, da 

das Unternehmen über genügend qualifizierte männliche 

Bewerber verfüge. 

Verfahrensstand: 

Durchführung des Ermittlungsverfahrens 
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Antrag 12/95-96 (GBR 65), 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft am 

1. August 1995 auf Erstellung eines Gutachtens über Fragen 

der Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes durch 

branchenübliche Vorgangsweisen im Zusammenhang mit 

Teilzeitbeschäftigten 

Verfahrensstandj 

weitere Vorgangsweise wurde beschlossen 

Antrag 13/95-96 (GBR 66). 

eingebracht durch die AR Wien am 10. August 1995 

Arbeitgeber : 

regionale Einrichtung einer gesetzlich anerkannten 

Religionsgemeinschaft 

wegen : 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 6 sowie Abs. 1a und 1b GlBG (sonstige 

Arbeitsbedingungen, sexuelle Belästigung) 

Antragsinhalt: 

Die Beschwerdeführerin sei seit Juli 1 991 beim Arbeitgeber 

tätig und im Zeitraum Sommer 1994 bis Februar 1995 von 

ihrem unmittelbaren Vorgesetzten verbal sowie durch 

Berührungen sexuell belästigt worden. 

Verfahrensstand: 

Durchführung des Ermittlungsverfahrens 
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Antrag 14/95-96 (GBI67), 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft am 

6.  Oktober 1995 

Arbeitgeber: 

Krankenhausträger 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1a und 1b GIBG (sexuelle Belästigung) 

Antragsinhalt: 

Die Beschwerdeführerin sei seit März 1991 als diplomierte 

Krankenschwester im Krankenhaus des Arbeitgebers tätig, am 

31. Juli 1995 habe sie sich dort einer gynäkologischen 

Operation unterzogen. Einige Tage später habe sie von einem 

Oberarzt zwei obszöne Telefonanrufe erhalten, die sich auf 

die Operation bezogen. 

Verfahrensstand: 

Durchführung des Ermittlungsverfahrens 

Antrag 15/95-96 (GBK 68), 

eingebracht durch die Gleichbehandlungsanwaltschaft am 

6. Oktober 1 995 

Arbeitgeber; 

Gastronomiebetrieb 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 6 und 7 sowie Abs. 1a und Ib GIBG (sonstige 

Arbeitsbedingungen, Beendigung des Arbeitsverhältnisses, 

sexuelle Belästigung) 
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Antragsinhalt : 

Die BeschwerdefUhrerin sei vom 29.6.1994 bis 25.9.1995 beim 

Arbeitgeber beschäftigt gewesen, am 25.9.1995 sei ihr im 

Krankenstand die Entlassung wegen unbegründeten vorzeitigen 

Austritts zugegangen. Der Krankenstand sei auch auf 

fortwährende demütigende, verbale und massive körperliche 

sexuelle Belästigungen zurückzuführen gewesen. 

Verfahrensstand: 

Durchführung des Ermittlungsverfahrens 

Antrag 16/95-96 (GSR 69), 

eingebracht durch die Beschwerdeführerin selbst am 

5 .  Dezember 1995 

Arbeitgeber: 

Interessenvertretung 

wegen: 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Z 5 GlBG (beruflicher Aufstieg, insbesondere 

. Beförderungen) 

Antragsinhalt: 

Die BeschwerdefUhrerin habe sich im November 1995 um eine 

intern ausgeschriebene Abteilungsleiterposition beworben, 

sie sei Juristin und seit beinahe 14 Jahren in dieser 

Abteilung tätig und habe de facto .die Position einer 

Abteilungsleiterstellvertreterin innegehabt. Der Kollege, 

der zum Abteilungsleiter bestellt wurde, sei kürzer in der 

Abteilung tätig gewesen und habe im wesentlichen das 

gleiche Aufgabengebiet gehabt wie die Beschwerdeführerin, 

die beruflichen Voraussetzungen seien ebenfalls gleich. 

Verfahrensstand: 

Durchführung des Ermittlungsverfahrens 
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Antrag 17/95-96 (GBI70). 
eingebracht durch die AK Wien arn 1. Dezember 1995 

Arbeitgeber; 
Perückenerzeugung 

wegen i 
Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß 

§ 2 Abs. 1a und 1b G1BG (sexuelle Belästigung) 

Antragsinhalti 
Die Beschwerdeführerin sei vom 1.1.1995 bis 4.8.1995 im 

Betrieb beschäftigt gewesen und von ihrem Arbeitgeber 

wiederholt verbal und körperlich sexuell belästigt worden. 

Das Arbeitsverhältnis habe durch Arbeitgeberkündigung 

geendet. 

Verfahrensstandj 

Durchführung des Ermittlungsverfahrens 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 

BUNDESKANZLERAMT 
GESCHÄFTSFÜHRUNG DER 

GLEICHBEHANDLUNGSKOMMISSION 

A-l014 Wien, Minoritenplatz 9 
Tel. (0222) 531 15/0 
Telex 1370 
DVR: 0000019 

Sachbearbeiteri:,: 

Mag. Betti�a Jeschko 

GUTACHTEN GEMÄß § 5 GLEICBBEHANDLUNGSGESETZ BETREFFEND DIE 

MITTELBARE DISKRIMINIERUNG VON ANGESTELLTEN APOTHEKERINNEN 

DURCH DAS GERALTSKASSENGESETZ 

Die Gleichbehandlungskommission beim Bundeskanzleramt ist am 

22. Juni 1995 unter dem Vorsitz von Dr. Anna SPORRER in Anwe­

senheit der (Ersatz-)Mitgl�eder Dr. Hadwig BLUM/BKA, 

Dr. Susanne ?IFFL-?AVELEC/BMAS, Dipl. Vw. Sigrid FRÖSCHL/BAK, 

Dr. Neda BEI/BAK, 2rika NUSSGRABER/ÖGB, Maria SCHWARZ /ÖGB, 

�r. Fritz �!KLAU/WKÖ sowie Dr. Christoph KAINZ /WKÖ auf Antrag 

des Pha�azeut�scten Reic:'sverbandes gemäß § 5 Gleichbehand­

lungsgesetz, EGBl. �r. 108/197 9 idF BGB1. Nr. 833/1992, auf 

Überprüfung der Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes wegen 

mittelbarer �iskr��inierung angestellter Apothekerinnen durch 

das Gehaltskassengesetz, BGBl. Nr. 254/1959 idF 

EGBl. Nr. 104/1985, zu folgender Auffassung gelangt: 

§ :2 Abs. 6 Gehaltskassengesetz enthält eine mittelbare Dis­

kr��inierung aufgr�nd des Geschlechtes im Sinne des § 2 

Abs. 1 Z 2 Gleicr�ehandlungsgesetz, weil sich die unterschied­

liche gehaltsmäßige Vorrückung von teil- bzw. vollzeitbeschäf­

t�gten Arbeitnehmer/inne/n auf Frauen als über�iegend unter 

den Teilzeitbeschäftigten vertretene Gruppe nachteilig aus­

wirkt. 

BegrÜndung: 

,. Mit Schreiben vorn 7 .  Juni 1994 brachte der Pharmazeutische 

Reichsverband, die gewerkschaftliche Interessenve�retung der 

angestellten Apotteker/innen Österreichs vor, daß die 
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Vor=ückungsbes�immungen des § 12 Abs. 6 des 

Gehal�skassengese�zes eine mittelbare Diskriminierung von 

Frauen im Sinne der Bes�L�ungen des Gleichbehandlungsgese�zes 

dars�ellten. 

Gemäß § 12 Abs. 1 Gehaltskassengese�z sei auf die anges�ellten 

Apo�heker/i�nen ei� Gehaltsscnema mit 18 Gehaltss�ufen 

anzuwenden. Die Vor=ückung innerhalb dieser Gehaltss�ufen 

erfolge für im "Volldiens�" (gemäß § 13 Abs. 2 

Gehaltskassengese�z beträgt dieser 172 Arbeitss�unden bezogen 

auf den mit 30 Tagen angenommenen Monat) arbeitende Personen in 

Form von Biennalsprüngen. Dies gelte jedoch nicht für 

Teilzeitbeschäfti�e, die nur entsprechend ihrem jeweiligen 

Dienstausmaß vorrückten. Bei einer Arbeitszeit von z.B. 32 

Wochenstunden benötige man für eine Vorrückung daher 2 Jahre 

und 5 Monate, bei ei�er Arbei�szeit von z.B. 20 Wochenstunden 4 

Jahre. Eine Person, die L� 2/10-Dienst arbeite, komme überhaupt 

nur alle 10 Jahre i� den Genuß einer Vorrückung. 

Da von der nachteil�gen Teilzeitvorrückungsregelung im 

über.-liegenden Ausmaß Frauen be�rof=en seien, stelle die 

gegens�ändliche Regelung eine mit�elbare Benachteiligung von 

F:-auen dar, die in keiner Neise sachlich gerecht:er�igt sei. 

E�ne untersc�iedliche Erfahr�ng und Arbeitsleis�ung könne bei 

mehrjährige:- �ienst=eit nich� mehr als Argument gegen die 

genannten Vor=�ckungsbest��ungen ins Treffen geführt werden. 
Das Gehaltskassengese�z en�halte in § 18 zwar die Regelung 

einer sogenann";en Dienstzei";auf·.ie:-";ung. Ein Vergleich mit 

Anrechnungsbes� L�ungen für �eilzeitbeschäftigte 

Ver";=agsbedienste�e �� Bundesdiens� bz�. Beam�/inn/en ergäbe 

jedoch, daß diese f�:- teilzei�beschäftig�e anges�ellte 
Apo�heker/innen wesen�lich ungünstiger sind als für 
3undesbediens�e�e. 

In seiner Stellungnahme vom 5.10.1994 führte der 
ös� er:-eichisc�e Apo� hekervertand aus, daß mit der 
gegenständlic�en Vor=�ckungsregelung die - sonst nicht 
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;!." qeqebene - Gleichwertigkeit der erbrachten Arbeitsleistung 

�< erreicht werde . Da in anderen Branchen bei einem fremden 
� --

Dienstgeber verbrach-ee Diens-ezeiten für die 

kollektivve r-eragliche Gehaltsbemessung bzw. Einstufung nur in 

seltenen Fällen relevant seien und in der übrigen 

Priva-ewir-eschaft kein mit dem der Pharmazeutischen 

Gehaltskasse vergleichbares "MeldewesenN bes-eehe, werde dieses 

Vorrückungssystem als korrekt empfunden. Die Regelung liege 

auch im I�teresse der "Riskengemeinschaft Pharmazeutische 

Ge haltska sse ", weil viele Sozialleistungen dieser Institution 

- etwa die Zusatzaltersversorgung - von der erworbenen 

Diens-ezeit nach dem GehaltskassenG abhängig seien. Dem 

Ums-eand, daß der Apothekerberuf von Frauen dominiert werde, 

tr� gen zahlreiche Anrechnungs- und Aufwer-eungsbestimmungen der 

Gehaltskassendiens-ezeit Rechnu ng. 

I::. Die Erör�eru�g der an'Crags gegens-eändlichen Rechtsfrage 

er=olg�e nach Bei�agung von Herr� Mag. ULLMER (erster Obmann 

der Pharmazeu-eiscten Gehaltskasse für ös-eerreich), Frau 

Dr. BÖHM, Frau Dr. MOCZARKI, Herr� Mag. KUHN, alle 

Ver�re'Cer/i�nen ces Pha�azeu'Cischen Reic�sverbandes, Herrn 

Mag. BAHR, zwei'Cer Obmann der Pharmazeutischen Gehaltskasse 

=ür Ös'Cerreich u�d Vizepräsiden'C des Österreichischen 

Apo'Chekerverbandes, Herr� Dr. NOWATS CHEK, stellvertre-eender 

Direktor der Pharmazeutischen Gehaltskasse, Herrn Dr. 

SCHIPPER, Kammeram'Csdirek'Cor der Österreichischen 

Apo'Chekerkammer sowie Frau Dr. KIRSCHNER , Bundesministerium 

für Gesundheit und Konsumen'Censchutz. 

Wei-eere Entsc heidungs grundlage n bildeten die Schreiben des 

Pharmazeuti sch en Reichsverbandes, des Bundesministeriums für 

Gesundheit und Konsumentenschutz, der Pharmazeutischen 

Gehaltskasse für Österreich, des Österreichischen 

Apo'Chekerverbandes, des Pharmazeu'Cischen Reichsverbandes sowie 

die vom Pharrnazeu'Cischen Reichsverband zur Verfügung 

ges'Cellten Unter�agen. 
, 
I 

.'/, 
"+-
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IV. Die Gleichbehandlungskommission geht bei ihrer Beurteilung 

von folgenden Grundlagen a us: 

Zunächst ist festzuhalten, daß das Besoldungssystem der 

Pharmazeutischen Gehaltskasse für Österreich ein historisch 

gewachsenes und insofern ein atypisches System ist, als die 

Aufbringung der Mittel insbesondere durch Einhebung einer 

Gehaltskassenumlage erfolgt, die monatlich entsprechend dem 

Gesamtdienstausmaß der in einem Apothekenbetrieb beschäftigten 

angestellten pharmazeutischen Fachkräfte zu entrichten ist. 

Dabei ist die Berechnungsgrundlage ein/e im Volldienst 

stehende/r vertretungsberechtigte/r Apotheker/in unabhängig 

von seinem/ihrem (Dienst-)alter. Die Umlage betrug im Jahr 

1994 pro vollbeschäftigte Fachkraft ÖS 3 6.744,-- monatlich. 

Aus dieser Umlagenka sse werden neben den Bezügen auch 

Fa�ilienzulagen ausgezahlt sowie verschiedene Vergütungen 

(etwa Krankheits-, Urlaubs- und Abfertigungsvergütungen) und 

a nteilige Verwalt�ngskos�en bestritten. 

Das aus dem Ja hr �919 s�ammende Gehaltskassengesetz wurde 

z uletz� 1985 novel l ier�. Dessen - seit der Novelle 1959 

unveränder�er - § 12 Ans. 6 la ute�: 

"Die Vor=ückungs==:'s� :'::1 die nächste Gehaltsstufe hat zwei im 

Volldiens� zurückgeleg�e oder a ls Volldienst a ngerechnete 

Jah=e zu be�=agen. " 

Diese nicht im Kollek�:'vve=t=a g =ür pharmazeutische Fa chkräfte 

in ö=fen�lichen Aootheken und Anstaltsaootheken Österreich vom - -

22.Jänner 1982, Ke 269/1982, präzisierte Bestimmung wird 

dahingehend interpretier�, daß Volldienst leistende 

Angestellte a lle zwei Jah=e in die nächste Gehaltsstufe, 

Teilzeitbeschäft:'gte hingegen nur im Verhaltnis zu ihrer 

Dienstzeit aufrücken, was etwa für eine im 5/l0-Dienst 

arbeitende Person eine Vorrückung erst nach 4 Jahren bedeutet. 

Das Gehaltskassengesetz kennt 18 GehaltsstUfen; die erste 

Gehaltsstufe betrug zum Stichtag 1 . 1 . 1994 für eine/n im 

Volldienst angestellte/n Apotheker/in ÖS 23.247,-- brutto 
, 

'I 
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mona�lich, die 18. Gehaltss�ufe ÖS 44. 601,--. Der 

Gehaltsun�erschied e�wa zwischen Gehaltss�ufe 1 und 2 be�rug 

ÖS 1.113,-- brutto monatlich. 

Die historische Entwicklung des Frauenanteils im Bereich der 

anges�ellten Apotheker/innen stellt sich wie folgt dar: 

TABELLE 1: Frauenan�eil in Prozen� 

I :sam�s�and 

l an den be801de�en ange8�ellten Apo�hekern 

Jahr I insaesam� im Volldien8� im Teildiens� 

1959 149,50 61.80 

1960 50,30 162,65 I 
1961 150,51 63,22 
1962 152,08 66,12 
1963 153,90 68,05 I I 
1964 155,62 /70,52 I 
1965 56,52 170,73 I I 
1966 156,82 I 71. �5 I 
1967 59,11 174,90 I I 
1968 159,90 /75.20 
1969 / 60,73 75,85 I 
1970 160,75 174,55 I 
1971 62,01 175,57 
1972 162,56 76.45 
1973 62,91 1 76,4 6  1 
1974 163,30 176, i! I 
1975 63,87 / 76,69 
1976 163,86 176,35 
1977 164,13 176,35 I 
1978 164,65 177,6 62,3 196,5 
1979 164,39 177,0 161.5 95,6 
1980 164,39 177.1 161. 3 195,6 
1981 64,75 177.7 61,4 95,4 
1982 65,l6 78,7 63,0 95,3 
1983 65,55 78,3 62,2 95,3 
1984 65,61 78,6 63,5 95,2 
1985 66,01 179,1 1 62,7 95,3 
1986 166.31 179,4 63.0 95,0 
1987 /66,85 179,3 62,7 94,8 
1988 167,47 80,2 63.0 95.0 
1989 168,15 181,0 63.0 95,4 
1990 169,09 82,4 65,3 95.1 
1991 169,91 82.7 65.6 95,0 
1992 171,21 183,6 66,4 95,1 
1993 112,15 184.6 69,5 94.7 

Quelle: Pharmazeu�ische Gehaltskasse für Österreich 
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Die Tabelle zei� eine kon���uierl�che Z unahme des 

=�auenan�eils. Die 3es chäftigungs s�ruk�ur des Berufs zweiges 

der anges�ellten Apo�heker/innen s�ellte s ich e�wa 1961 

en�s cheidend anders dar als heu�e, weil es dama l s  einen 

wes en� l i ch höheren Männeran�eil und wes en�lich weniger 

�eilzeitbes chäfti�e gab: 

�en Dat:en des Phar:nazeut:ischen Reich sverbandes zufolge waren 

von 1.091 angest:ellten Apo�heker/inne/n 395 Männer und 696 

=rauen, 798 Personen waren �� Vo l ldienst, 260 Pers onen , a l s o  

b l oß 24 % �� Teildienst: bes chäftigt. 

Demgegenüber waren lau� Stat:is tik der Pharmaz eutis chen 

Gehalt skasse =ür Ös �erreict mit Stand Dezember 1993 in ganz 

Ös�er�eict �ns gesam� 2.313 anges �ellte Apot:heker/innen 

bes chäftig�, davon :. 957 =rauen und 356 Männer . 59 % davon 

(:.386 aes chäfti�e) arbei�et:en �� Teildienst: und zwar 1.3 13 

=rauen sowie 73 Männer. 

VO:l den geqenst:ändlic!len Vor=ückungsbest:i..":IInungen s ind daher im 

über.�iegenden Ausm�3 :rauen bet:�===en (vgl. Tabelle 2). 

:�EI�� 2: :rauenan�e�l �ach Diens�ausmaß in Pro%en� 

Frauenanteil nach Oienstausmaß in % 

100.00% -
-::::;;;j 

- ,- ,- -= -'- -
90.00% � ,- - - -

.- ,- - - .-
,- .- - - ,- -
- - ,- ,- - -
,- .- - - '-

80.00% -- - - - .-
� 

;:: 
- .- .- -
- - ,- .-

.- - ,- ,- '-

iO.OO% - - - - ,-
-- .- .- -

,- ,- -
-
-

50.00% 
'-

- . .:= 3 Frauen .-
-

:0.00% -
-

'- • Männer '- I 1-
40.00% -

= 

20.00% 

ZO.OO% 

10.00% 

0.00% 
2 3 4 5 6 7 a 9 10 

!L 
:1 
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Den glaubhaf�en Angaben des Pharmazeu�ischen Reichsverbandes 

=�=olge ergib� ei�e Be�ract�ung cer Ve�eilung i nnerhalb der 

Gehal�s s ��=en, daß Gehal�ss�uie 12 Durchschni��sgehaltss�ufe 

beim Pensionsan�=i�� anges�ell�er Apo�hekerinnen ist. 

Gehal�s s ��=e 18 kann von Teilzei�beschäftigten gar nicht 

erreic!l� werden (vgl. Tabelle 3). 

�AB� 3: Frauen une �änner in den einzelnen Gehaltss�ufen 

VerteJiung in den Gehaltsstufen 

450 -

400 ! 

350 -

300 - • 

250 -

200 -

:50 -

�Co -

:� =-=---=--=--=-=--:--..=--=-:-:--=--=:-!- :==-�---
'I • • 'iI 
.t \j 1 " \ . . • 

., 

�l. :� rec!l��ic!ler �i�sic�� :olg� daraus: 

, .. \ • 
• 

• i=rauen 

--=-- Männer 

Gemäß § 2 .;bs. : : 2 Gleic�behandlungs gese�z dari niemand 

aui;=u�d des Gesc:'lec��es �� Zus ammenhang mit einern 

�r=ei�sverhäl� .. is bei der =es�se�zung des Entgeltes 

���i��elbar oder �i��elbar dis k=��inier� werden . 

:isk=��i�ierung is� j ede =enach�eiligende Dif=erenzierung, die 

ohne sac�lic:'e Rec��=er�i;ung vorgenommen wird. 

Jer 3egri== der ":::it�elbaren" Diskr';:ninierung '"ird weder vom 

G:eichbehanclungsgese�z noch vo n der Richtlinie des Rates vom 

9. Februar 197 6 zur Ve�Nirklichung der Gleichbehandlung von 

�ä��err. und Frauen hins ic!lt lich des Zugangs zur Beschäftigung, 

=�= 3eruisausoilcung und zum beruflichen Aufs� ieg sowie in 

-
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bezug auf die Arbei�sbedingungen ( 7 6/207/EWG, AB l . L  3 9/40 vom 

14.2.197 6 )  näher def i�ier� . Der Europäis che Gerichtshof s owie 

der Ober ste Gericht s hof ver s�ehen in Übereinstimmung mit der 

�i�era�ur u n�er mit�elbarer Diskr ��inierung j ene s cheinbar 

neu��alen Anf orderungen , die von Angehörigen eines Ges chlechtes 

we sen� ! i ch s c�werer erf ü l l t  werden können. Auch eine nicht am 

Ge s chle cht anknüpf ende Differenzierung kann also im Ergebnis 

e i �  Ges chlect� i n  e inem übe�Niegenden Maße benachteiligten, 

wen� dies e s achlich nicht zu rechtfertigen ist . 

Den vorgebrachten Gründen zur Rechtfe�igung der 

u n�ers chied l i chen Vorr� ckungsbes timmungen für vo l l - und 

� e i : z e itbes chäft ig�e Apo�heker / innen kann die 

G lei c�ehandlungs kommis s ion al lerdings nicht folgen . 

A l s  ni c �t zutref fend er s cheint e�wa, daß Apotheker/innen im 

Z ehn�e ldiens � gegenüber ihren vollbes chäftigten Ko lleg/inn/en 

e l n e n  ?ermanen�en Erf ahrungsrlicks tand aufweisen würden . I n  

�e zug auf den :ätigkei�sbereich anges �ellter Pharmazeut/inn/en 

kö nnen näml i ch keine inhalt � ichen Unter s chiede zwi s chen Voll­

und :e ilbes chäftigten einer seits und innerhalb der 

Z ehn�el dien s te anderersei�s :es tges �ellt werden. Gemäß 

§ §  9 : :. der z u  § 5 Apothekenge s e � z , BGB l . Nr. 5 / 190 7  idF BGBl. 

�r . 9 1 7 / 1 9 9 3  e r l a s s enen pha�azeu t i s chen Fachkr ä fteverordnung , 

3GB l . �r . 4 0 / 1 9 3 0 , idF BGB l. Nr . 2 2 1 / 7 1 ,  erreichen 

�?otheker/ innen durch Ablegung der prakti s chen prüfung für den 

�?o t h e k e rb e ru f  vor dr e i  F achko llegen und einem Amt s arzt die 

" Apo�hekerreife " .  Diese Ber'.:.f sprü fung ,  der eine praktis che 

A u s b i ldung , das s ogenannte " Aspirantenj ahr " vorau s geht , wird 

a l s maßgeb l i cher Zeitpunkt für das Erlangen der s ogenannten 

. ,  �io r::',erf ahrung " anges ehen . Dies e rgibt s i ch auch aus der 

� e g e lung des Geha l t s kas s e ngese�z e s , das bei der B emes s ung der 

3 e z üge gemäß § 12 Abs . 2 bis 4 z�.,ar zwi s chen 

" "J e :-�=e�ungsberechtig�en Apotheker n " ,  " Di s pensanten " und 

" ;'.sp i:-an�en " un�er s c heidet und damit z umindes t indirekt auch 
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dem unterschiedlichen Erfahrungswissen zwischen diesen Gruppen 

Rechnung trägt. 

Auch aus § 13 Abs. 3 Gehaltskassengesetz wird offenkundig , daß 

das Gehaltskassengesetz selbst vom gleichen Erfahrungswissen 

Voll- und TeilzeitbesChäftigter ausgeht , zumal der einzige 

E instufungsparameter das Dienstausmaß ist. An die 

Teilzeitbeschäftigten werden daher bei der Einstufung i n  eine 

best�te Gehaltsstufe die gleichen Anforderungen gestellt wie 

a n  Vollbeschäftigte. Die Bezugsmerkmale sind für Voll- und 

TeilzeitbesChäftigte identisch. Eine Differenz ierung der 

Tät�gkeit nach erworbenem Erfahrungswissen ist im 

Gehaltskassengesetz nicht vorgesehen. 

Das Aneignen weitergehender Kenntnisse für den Bereich 

Pharmazie gehört zur berufsbegleitenden Fortbildung und trifft 

vo l l - wie teilbeschäftigte Angestellte gleichermaßen. 

In die s em Zusammenhang richtungsweisend ist das Urteil des 

E uropäi s chen Gerichtshofes vom 7. 2. 1991 (Fall NIMZ , C- 1 8 4 / 89) ,  

der u . a .  zur Frage der Auslegung des Art. 1 19 EG-Vertrag 

betre f f end den unterschiedlichen AUfstieg in eine höhere 

Vergütungs gruppe von Voll- und Teilzeitbeschäftigten 

Arbeitnenme r / inne / n  f e s t s t e l l t , daß Erwägungen h insichtlich 

d e s  größe ren Erf ahrungswi s s ens von vollbeschäftigten 

Arbeit n e hme r / inne / n  " l ed i g l � ch v e ra l l gemeinernde Aussagen zu 

bes t ��t en Kat egor�en von Arbeit�ehmern dar (stellen) . Ihnen 

las s en s i ch keine ob j ektive Kriterien entnehmen , die nichts 

mit einer Diskriminierung aufgru�d des Geschlechts zu tun 

haben (siehe Urteil vom 13.7. 198 9  in der Rechtssache 171/ 8 8 , 

Rinner-KUhn, Slg. 1989, 274 3 ) . " 

2. Auch das Argument , Tei l zeitbeschäftigte hätten dadurch 

reale f inanz i e l l e  Vor� e i l e  gegenüber ihren vollbeschäftigten 

Kolleg/ inn/ en, daß s i e  e ine niedrigere Steuerprogression 

treffe und damit im Verhältnis zu ihrem Dienstausmaß mehr 

verdienten als Kolleg/inn /en im Volldienst stellt keine 

s achliche Rechtf ertigung L� Sinne des 

, I  
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Gleichbehandlungs gese�zes dar . Ents cheidendes Kriterium fHr 

die un�ers chiedliche Gehaltsvorrückung kann nämlich nicht ein 

al lfälliger Steuervo�eil eines /r Arbeitnehmers / in s ein, 

s ondern es is� l ediglich die vom Dienstnehmer z u  erbringende 

Leistung als Beu�eilungsmaßstab heranzuziehen und dabei eine 

" Bruttobetrachtung " anzustellen . Im gegenständlichen Fall 

erfolgt die B e s o ldung durch den Dienstgeber fHr vo ll- und 

teil zeitbes chäftigte Kräfte - so s ie s ich in ders e lben 

Gehalt s stufe befinden - entsprechend dem Ausmaß ihrer 

Dienstz eit vo l l ständig gleich . 

3 .  Au ch wird durch die in § 18 Gehaltskas s engesetz vorges ehene 

Möglichkeit zur Dienstz eitaufwe�ung keine bes s ere 

Gehaltsvorrückung gewährleistet : 

Da dieser Be st immung zufo lge eine Dienst z eitaufwe�ung nur 

über Antrag des/r Arbeitnehmers/in und in einem 

e ingeschränkten Rahmen ( bis zu 4 / 1 0 Aufwertung auf 5 / 1 0 ,  

darüber hinaus Aufwertung auf 1 0/ 1 0 ) möglich i s t, die 

Durchführung im Erme s s en des Dienstgebers liegt, weiters die 

Aufwertung durch erhöhte Mitgliedsbeiträge gleichs am 

" nachgekauft " werden muß und let ztlich mit einem Z eitraum von 

drei Jahren befristet ist , kann von einer die grunds ätz l i ch 

unterschiedli che Vorrückung reChtfertigenden B e s timmung nicht 

ges prochen werden. 

4 .  Au ch die Anrechnungsbestimmungen der § §  15 und 1 6  

Gehaltskas s enges etz ermöglichen keine verbes s ert e 

Vorrückungsmögli chkeit, zumal die in § 1 6  " Gehal t skas s enges etz 

taxativ aufgezählten Zeiten - ebenso wie die im § 18 

vorges ehenen - nur auf Ans uchen, ohne Rechtsanspruch s owie 

gegen Entrichtung eines Anrechnungsbetrages berü cks ichtigt 

werden können. Es gilt daher das zu Punkt 3 .  Au s geführte 

entsprechend, s odaß auch diese s  Argument nicht a l s  s achliche 

Rechtf ertigung gewertet werden kann . 

: 1  
. "  

III-37 der Beilagen XX. GP - Bericht - 04 Hauptdok. T 3 (gescanntes Original) 39 von 40

www.parlament.gv.at



- 1 1  -

5 .  Dem Arqumen� , daß sich Vo llb e s chäfti�e im Falle gleicher 

vorrückungsrege lungen dis kr�nie� fühlen könnten , komm� 

insoierne keine Rechts erheblichkeit im S inne des 

Gleichbehandlungsgese�zes zu , wei l  es in der gesamten 

Rechtsordnung kein gesetzlich verbrieftes "Recht auf den 

Abs�and " gibt . 

Insgesam� vermag daher keines der von den 

Arbeitgeberve�re�ern ins Treff en geführte Argument die 

un�ers chiedliche VorrJckung von teil- und 

vo llzei�beschäfti�en Arbeitnehmer l inne I n  zu rechtfertigen . 

Da sich - wie eingangs au sgeiüh� - die gegenständliche 

Regelung pr�är für Frauen nachteilig auswirkt , gelan�e die 

Kommission zur Auffassung , daß § 12 Abs . 6 Gehalts kas s enge s e� z  

eine mittelbare Diskr��inierung � m  S inne des § 2 Abs . 1 Z 2 

Glei chbehandlungsgese�z en�hält. 

Abschließend wird aui sons�ige im Z us ammenhang mit mitte lbarer 

Diskr�inierung s�ehende Bes�immungen des 

Gehaltskassengese�zes, insbesondere auf die 

Anrechnungsbest�ungen be�ref f end Präs enzdiens� , Karenzurlaub 

sowie der vom Wohlfahrt s - und Un�ers�ützungs fonds der 

P ha�az eu�ischen Gehaltskasse für Ös�errei ch zu gewährenden 

Pensionszuschüsse hingewiesen . 

FUr �ie Ri ch�igkeit 
. I _ . 

aer �usrert�cuncr : 
' I i '  L J 

-
-

• .1 .. ,-", <t:..-J 
I , 

2 2 . Juni 1 9 9 5  

Dr. Anna S porrer 

tJorsi ,,:zende 
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